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1. Grundsätzlich muß jeder Klage, die ein 
Beamter gegen das Organ erhebt, dem 
er angehört, zwingend eine vorherige 
Verwaltungsbeschwerde vorausgehen, die 
ausdrücklich oder stillschweigend zu­
rückgewiesen worden ist. Eine vor dem 
Abschluß dieses Vorverfahrens einge­
reichte Klage ist verfrüht und daher nach 
Artikel 91 Absatz 2 des Statuts unzuläs­
sig. 

2. Eine Gewerkschaft kann im Rahmen von 
Artikel 91 des Statuts keine Klage erhe­
ben, da die in dieser Bestimmung vorge­

sehene Klage nur den Beamten und son­
stigen Bediensteten der Gemeinschaften, 
nicht aber den Gewerkschaften offen­
steht. 

3. Die Klage einer Gewerkschaft gegen ein 
Organ gemäß : Artikel 173 Absatz 2 
EWG-Vertrag, die einen Rechtsstreit im 
Bereich des öffentlichen Dienstes betrifft, 
fällt nicht in die dem Gericht erster In-
stanz durch Artikel 3 des Beschlusses des 
Rates vom 24. Oktober 1988 übertrage­
nen Zuständigkeiten. Wird das Gericht 
mit einer solchen Klage befaßt, muß es 
sie an den Gerichtshof verweisen. 

BESCHLUSS DES GERICHTS (Vierte Kammer) 

4. Dezember 1991 * 

In der Rechtssache T-78/91 

Andrew Macrae Moat, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten, Brüssel, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Eric Moons, Brüssel, Zustel­
lungsanschrift: Kanzlei der Rechtsanwältin Lucy Dupong, 14 A, rue des. Bains, 
Luxemburg, 

und 

Association of Independent Officials for the Defence of the European Civil 
Service/Association dès fonctionnaires indépendants pour la défense de la fonction 
publique européenne (TAO/AFI), Brüssel, Prozeßbevollmächtigter: Eric Moons, 

* Verfahrenssprache: Englisch. 
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Brüssel, Zustellungsanschrift: Kanzlei der Rechtsanwältin Lucy Dupong, 14 A, rue 
des Bains, Luxemburg, 

Kläger, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 

Beklagte, 

erstens wegen Nichtigerklärung der von der Kommission am 18. Oktober 1991 
veranstalteten Abstimmung des Personals über den vom Ausschuß der Ständigen 
Vertreter und den Personalvertretern erreichten Kompromiß über die Methode für 
die Anpassung der Bezüge der Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäi­
schen Gemeinschaften, zweitens wegen Feststellung, daß die TAO/AFI berechtigt 
ist, die Verhandlungen fortzuführen, und drittens wegen Verurteilung der Kom­
mission zur Zahlung erhöhten Schadensersatzes, 

erläßt 

DAS GERICHT (Vierte Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten R. Garda-Valdecasas, der Richter 
D. A. O. Edward und C. P. Briet, 

Kanzler: H. Jung 

folgenden 
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Beschluß 

1 Andrew Macrae Moat, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten, sowie die Association of Independent Officials for the Defence of the Euro­
pean Civil Service (TAO/AFI) haben mit Klageschrift, die am 30. Oktober 1991 in 
das Register der Kanzlei des Gerichts eingetragen worden ist, bezüglich des Klä­
gers Moat gemäß den Artikeln 90 und 91 des Statuts der Beamten der Europäi­
schen Gemeinschaften (im folgenden: Statut) und bezüglich der TAO/AFI gemäß 
Artikel 173 EWG-Vertrag Klage erhoben, erstens auf Nichtigerklärung der von 
der Kommission am 18. Oktober 1991 veranstalteten Abstimmung des Personals 
über den vom Ausschuß der Ständigen Vertreter beim Rat und den Personalvertre­
tern erreichten Kompromiß über die Methode für die Anpassung der Bezüge der 
Beamten, zweitens auf Feststellung, daß die TAO/AFI und andere Gewerkschaf­
ten und Berufsverbände berechtigt sind, die Verhandlungen gemäß der vom Rat in 
seiner 713. Sjtzung vom 22. und 23. Juni 1981 erlassenen Entscheidung zur Ein­
führung eines Konzertierungsverfahrens (im folgenden:; Entscheidung vom 22. und 
23. Juni 1981). fortzuführen, und drittens auf Verurteilung der Kommission zur 
Zahlung erhöhten Schadensersatzes von 1 00Ò 000 BFR an die TAÓ/ÀFI. 

2 Der in der Klage dargestellte Sachverhalt kann wie folgt zusammengefaßt werden. 
Seit Mai 1991 führten die Gewerkschaften und Berufsverbände, die unter den Be­
diensteten der Kommission Mitglieder haben, Verhandlungen über die Anpassung 
der Bezüge der Beamten und sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften. Dies ge­
schah im Rahmen der Entscheidung vom 22. und 23. Juni 1981, durch die für den 
Fall von Meinungsverschiedenheiten über Vorschläge zur Änderung des Statuts 
oder zur Durchführung von dessen Bestimmungen ein Konzertierungsverfahren 
zwischen dem Rat und dem Personal, vertreten durch die Gewerkschaften und 
Berufsverbände, eingeführt wurde. Diese Verhandlungen waren noch nicht bis zu 
den in den Abschnitten II und III der Entscheidung vom 22. und 23. Juni 1981 
vorgesehenen Stadien der Gespräche mit den Ratsmitgliedern und des Schiedsver­
fahrens fortgeschritten, als der Generalsekretär der Kommission, Herr Williamson, 
und der Leiter der Generaldirektion „Personal und Verwaltung", Herr De Koster, 
in einer Mitteilung vom 15. Oktober 1991 ankündigten, daß am 18. Oktober 1991 
eine geheime Abstimmung der Beamten und sonstigen Bediensteten über den vom 
Vorsitzenden des Ausschusses der Ständigen Vertreter vorgeschlagenen Kompro-
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miß über die Methode für die Anpassung der Bezüge veranstaltet werde: In einer 
"weiteren, von einem Mitglied der Kommission, Herrn Cardoso e Cunha, unter­
zeichneten Mitteilung vom 15. Oktober 1991 gab die Kommission ihrem Personal 
bekannt, daß ihrer Ansicht nach die Verhandlungen beendet werden müßten, und 
forderte die Bediensteten auf, dem vorgeschlagenen Kompromiß zuzustimmen. Am 
17. Oktober 1991 legte der Kläger Moat in seiner Eigenschaft als Präsident der 
Brüsseler Sektion der TAO/AFI gemäß Artikel 90 Absatz 2 des Statuts Be­
schwerde ein, mit der er die Rücknahme der beiden oben genannten Mitteilungen 
vom 15. Oktober 1991 beantragte. Die angekündigte Abstimmung fand am 18. 
Oktober 1991 statt. Die Kläger machen geltend, daß es vor und während der 
Durchführung dieser Abstimmung zu Unregelmäßigkeiten gekommen sei und daß 
ihre Veranstaltung gegen Artikel 24 a des Statuts verstoße, der die Vereinigungs­
freiheit garantiere. 

3 Soweit die Klage von Herrn Moat erhoben worden ist, ist erstens darauf hinzu­
weisen, daß nach ständiger Rechtsprechung grundsätzlich jeder Klage gemäß Arti­
kel 179 EWG-Vertrag, die ein Beamter gegen das Organ, bei dem er beschäftigt 
ist, erhebt, zwingend eine Beschwerde vorausgehen muß, die ausdrücklich oder 
stillschweigend zurückgewiesen worden ist. Eine vor dem Abschluß dieses Vorver­
fahrens eingereichte Klage ist verfrüht und daher nach Artikel 91 Absatz 2 des 
Statuts unzulässig (siehe z. B. Beschluß des Gerichtshofes vom 23. September 1986 
in der Rechtssache 130/86, Du Besset/Rat, Slg. 1986, 2619, 2621; Urteil des Ge­
richtshofes vom 7. Oktober 1987 in der Rechtssache 401/85, Schina/Kommission, 
Slg. 1987, 3911, 3929; Urteil des Gerichts vom 20. Juni 1990 in den verbundenen 
Rechtssachen T-47/89 und T-82/89, Marcato/Kommission, Slg. 1990, II-231, 
II-241). 

4 Im vorliegenden Fall hat der Kläger Moat am 17. Oktober 1991 in seiner Eigen­
schaft als Präsident der Brüsseler Sektion der TAO/AFI eine Beschwerde einge­
legt. Er hat dann die vorliegende Klage erhoben, ohne die ausdrückliche Zurück­
weisung dieser Beschwerde durch die Kommission oder den als stillschweigende 
Zurückweisung geltenden Ablauf der in Artikel 90 Absatz 2 des Statuts vorgesehe­
nen Frist von vier Monaten abzuwarten. Unter diesen Umständen ist, ohne daß 
das Vorliegen der übrigen in Artikel 91 Absatz 2 des Statuts aufgestellten Zulässig­
keitsvoraussetzungen geprüft werden müßte, festzustellen, daß die Klage, soweit 
sie von Herrn Moat erhoben worden ist, offensichtlich unzulässig ist. 
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5 Gemäß Artikel 111 der Verfahrensordnung dės Gerichts kann das Gericht, wenn 
eine Klage offensichtlich unzulässig ist, ohne Fortsetzung des Verfahrens durch 
Beschluß entscheiden, der mit Gründen zu versehen ist. Da die Klage, soweit sie 
von Herrn Moat erhoben worden ist, offensichtlich unzulässig ist, ist sie in An­
wendung von Artikel 111 der Verfahrensordnung abzuweisen, ohne daß es erfor­
derlich wäre, die Klageschrift zuvor der Kommission zuzustellen. 

6 Soweit die Klage von der TAO/AFI erhoben worden ist, ist zweitens festzustellen, 
daß das Gericht gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a des Beschlusses des Rates 
vom 24. Oktober 1988 zur Errichtung eines Gerichts erster Instanz der Europäi­
schen Gemeinschaften im ersten Rechtszug die dem Gerichtshof übertragenen Zu­
ständigkeiten bei Streitsachen zwischen den Gemeinschaften und deren Bedienste­
ten im Sinne des Artikels 179 EWG-Vertrag ausübt. Bei Klagen, die von einer 
natürlichen oder juristischen Person gemäß Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag 
gegen ein Organ der Gemeinschaft erhoben werden, ist das Gericht gemäß Artikel 
3 Absatz 1 Buchstabe c nur zuständig, wenn sie die Anwendung der für Unterneh­
men geltenden Wettbewerbsvorschriften zum Gegenstand haben. 

7 Wie die TAO/AFI in ihrer Klageschrift selbst angegeben hat, stützt sich ihre Klage 
auf Artikel 173 EWG-Vertrag. Sie hätte im übrigen nicht wirksam gemäß Artikel 
91 des Statuts erhoben werden können, da die in Artikel 91 vorgesehene Klage 
nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes (siehe Urteile vom 8. Oktober 
1974 in der Rechtssache 175/73, Gewerkschaftsbund u. a./Rat, Slg. 1974, 917, 
926, in der Rechtssache 18/74, Allgemeine Gewerkschaft/Kommission, Slg. 1974, 
933, 945, und vom 11. Mai 1989 in den verbundenen Rechtssachen 193/87 und 
194/87, Maurissen u. a./Rechnungshof, Slg. 1989, 1045, 1075) nur den Beamten 
und sonstigen Bediensteten, nicht aber den Gewerkschaften offensteht. Die Klage 
einer Gewerkschaft gegen ein Organ gemäß Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag, 
die einen Rechtsstreit im Bereich des öffentlichen Dienstes betrifft, fällt nicht in 
den Geltungsbereich von Artikel 3 des Beschlusses des Rates vom 24. Oktober 
1988. Das Gericht ist daher für eine solche Klage offensichtlich unzuständig. Glei­
ches gilt für die übrigen Klageanträge, mit denen die TAO/AFI beantragt, auf­
grund der Nichtigkeit der angefochtenen Handlung festzustellen, daß sie zur Fort­
führung der Verhandlungen berechtigt ist, sowie die Kommission zur Zahlung er­
höhten Schadensersatzes zu verurteilen. · 
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8 Gemäß Artikel 47 Absatz 2 der Satzung des Gerichtshofes der EWG verweist das 
Gericht den Rechtsstreit an den Gerichtshof, wenn es feststellt, daß es für eine 
Klage nicht zuständig ist, die in die Zuständigkeit des Gerichtshofes fällt. Gemäß 
Artikel 112 der Verfahrensordnung des Gerichts erfolgt diese Verweisung im Fall 
offensichtlicher Unzuständigkeit ohne Fortsetzung des Verfahrens durch Beschluß, 
der mit Gründen zu versehen ist. Im vorliegenden Fall ist daher die Klage, soweit 
sie von der TAO/AFI erhoben worden ist, an den Gerichtshof zu verweisen, ohne 
daß es erforderlich wäre, die Klageschrift zuvor der Kommission zuzustellen. 

Kosten 

9 Das Gericht hat über die Kosten zu entscheiden, soweit die Klage im vorliegenden 
Beschluß für unzulässig erklärt wird. Da der Beschluß vor der Zustellung der Kla­
geschrift an die Beklagte ergeht, genügt es, gemäß Artikel 87 § 2 der Verfahrens­
ordnung des Gerichts zu entscheiden, daß der Kläger Moat seine eigenen Kosten 
zu tragen hat. Die Entscheidung über die Kosten, die insoweit anfallen, als die 
Klage von der TAO/AFI erhoben worden ist, ist Sache des Gerichtshofes. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DAS GERICHT (Vierte Kammer) 

beschlossen: 

1) Die Klage wird als unzulässig abgewiesen, soweit sie vom Kläger Moat erhoben 
worden ist. 

2) Die Klage wird an den Gerichtshof verwiesen, soweit sie von der TAO/AFI 
erhoben worden ist. 
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3) Der Kläger Moat trägt seine eigenen Kosten. 

4) Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten, soweit die Klage von der TAO / AFI 
erhoben worden ist. 

Luxemburg, den 4. Dezember 1991. 

Der Kanzler 

H. Jung 

Der Präsident 

R. Garcia-Valdecasas 
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